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(4) Direktoren von allgemeinbildenden polytechnischen 
Schulen und Leiter von anderen Einrichtungen der Volks­
bildung, Direktoren und Leiter von Einrichtungen der Berufs­
bildung sowie Stellvertreter und Leiter von Teilbereichen in 
den genannten Einrichtungen sind leitende Mitarbeiter im 
Sinne des § 21 des Arbeitsgesetzbuches.

§5

Weisungsrecht

(1) Direktoren und Leiter von Einrichtungen sind gegenüber 
den Pädagogen ihrer Einrichtung weisungsberechtigt.

(2) Direktoren und Leiter von Einrichtungen haben das 
Recht, Pädagogen Arbeitspflichten zu übertragen, die zu den 
Bildungs- und Erziehungsaufgaben der Einrichtung gehören. 
Die Übertragung einer anderen Arbeit kann gemäß § 12 nur 
vom Betriebsleiter angewiesen werden.

(3) Direktoren und Leiter von Einrichtungen haben das 
Recht, gemäß § 172 des Arbeitsgesetzbuches sowie der Be­
stimmungen des Rahmenkollektivvertrages zür* Gewährlei­
stung einer kontinuierlichen Bildungs- und Erziehungsarbeit 
nach vorheriger Zustimmung durch die Schulgewerkschafts­
leitung bzw. zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung 
Überstunden anzuordnen.

(4) Uber unbezahlte Freistellung gemäß § 188 des Arbeits­
gesetzbuches entscheidet der Betriebsleiter. Er kann das Recht, 
unbezahlte Freistellung bis zu einem Tag zu gewähren, Direk­
toren und Leitern von Einrichtungen übertragen.

(5) In Notfällen und Gefahrensituationen sind Direktoren 
und Leiter von Einrichtungen zur Gewährleistung der Sicher­
heit der Kinder, Schüler und Lehrlinge sowie zum Schutz des 
sozialistischen und persönlichen Eigentums befugt, den Päd­
agogen Aufgaben anzuweisen, die über die vereinbarten Ar­
beitsaufgaben hinausgehen.

Abschluß des Arbeitsvertrages

§ 6

(1) Das Arbeitsrechtsverhältnis der Pädagogen an Einrich­
tungen der Volksbildung und an kommunalen Einrichtungen 
der Berufsbildung sowie an Berufsberatungszentren, die den 
Räten der Kreise (Städte, Stadtbezirke) unterstellt sind, so­
wie der Kindergärtnerinnen an Vorschuleinrichtungen be­
trieblicher Träger wird durch Arbeitsvertrag3 mit dem Rat 
des Kreises (der Stadt, des Stadtbezirkes) begründet.

(2) Das Arbeitsrechtsverhältnis der Pädagogen an Einrich­
tungen der Volksbildung und an Einrichtungen der Berufsbil­
dung, die den Räten der Bezirke unterstellt sind, wird durch 
Arbeitsvertrag3 mit dem Rat des Bezirkes begründet.

(3) Das Arbeitsrechtsverhältnis der Pädagogen an juristisch 
selbständigen Einrichtungen — ausgenommen Berufsbera­
tungszentren — wird durch Arbeitsvertrag3 mit der betref­
fenden Einrichtung begründet.

' (4) Das Arbeitsrechtsverhältnis der Pädagogen an betrieb­
lichen Einrichtungen der Berufsbildung und Berufsberatung 
wird durch Arbeitsvertrag3 mit dem Betrieb, der Träger der 
Einrichtung ist, begründet. Dieser Betrieb ist verpflichtet, bei 
Lehrkräften des theoretischen und berufspraktischen Unter­
richts sowie bei Erziehern vorher die Zustimmung der für die 
Einrichtung der Berufsbildung zuständigen Abteilung Berufs­
bildung und Berufsberatung des Rates des Kreises (der Stadt) 
einzuholen.

3 Der Arbeitsvertrag 1st auf der Grundlage eines Musterarbeltsver- 
träges, der vom Ministerium für Volksbildung bzw. vom Staatssekre­
tariat für Berufsbildung heräusgegeben wird, abzuschließen.

(5) Zur Gewährleistung der kontinuierlichen und fachge­
rechten Bildungs- und Erziehungsarbeit ah den Schulen kön­
nen die Direktoren der allgemeinbildenden polytechnischen 
Schulen und der kommunalen Berufsschulen im Auftrag des 
zuständigen Rates befristete Arbeitsverträge bis zur Höchst­
dauer von 2 Wochen abschließen.

(6) Das Arbeitsrechtsverhältnis der pädagogischen Kräfte in 
Einrichtungen gemäß §1 Buchst, e wird durch Arbeitsvertrag 
mit dem Rat des Kreises bzw. den betreffenden Einrichtungen 
des staatlichen Gesundheits- und Sozialwesens begründet.

§7

(1) Vor Abschluß des Arbeitsvertrages hat eine Einstellungs­
untersuchung zur Überprüfung des Gesundheitszustandes ent­
sprechend den Rechtsvorschriften zu erfolgen.

(2) Mit Absolventen der Ausbildungseinrichtungen für Päd­
agogen ist der Arbeitsvertrag mit Wirkung vom 1. August des 
Jahres, in dem die Ausbildung beendet wird, abzuschließen.

(3) Ein Arbeitsrechtsverhältnis als Pädagoge kann grund­
sätzlich nur mit einem Staatsbürger der Deutschen Demokrati­
schen Republik begründet werden. Über Ausnahmen entschei­
det das Ministerium für Volksbildung bzw. das Staatssekre­
tariat für Berufsbildung.

§8

(1) Mit Pädagogen an allgemeinbildenden polytechnischen 
Schulen, Heimen und Kindergärten ist der Ort, in dem die 
Einrichtung liegt (die Gemeinde, die Stadt bzw. der Stadt­
bezirk), mit allen übrigen Pädagogen die Einrichtung als Ar­
beitsort zu vereinbaren.

(2) Bei Veränderung des Arbeitsortes innerhalb eines Krei­
ses bzw. eines Betriebes ist ein Änderungsvertrag erforderlich.

(3) Bei Wechsel des Betriebes ist dem Pädagogen ein Über­
leitungsvertrag anzubieten. Das gilt auch dann, wenn die 
Arbeitsortsveränderung vom Pädagogen beantragt wird und 
der Betriebsleiter dieser Veränderung zustimmt.

(4) Die Begründung von Arbeitsrechtsverhältnissen mit aus­
gebildeten Pädagogen durch staatliche Organe, gesellschaft­
liche Organisationen, sozialistische Betriebe und andere ihnen 
gleichgestellte Einrichtungen setzt die vorherige Zustimmung 
des Rates des Bezirkes, in dessen Bereich der Betreffende zu­
letzt tätig war, voraus. Eine solche Zustimmung ist auch dann 
erforderlich, wenn der Wechsel eines Pädagogen einer betrieb­
lichen Einrichtung der Berufsbildung in eine nichtpädagogi­
sche Tätigkeit innerhalb des Betriebes vorgesehen ist. Diese 
Zustimmung erteilt im Aufträge des Rates des Bezirkes für 
die Volksbildung der Bezirksschulrat, für die Berufsbildung 
der Leiter der Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung in 
Übereinstimmung mit dem Leiter des zuständigen Fachorgans.

§9

Kündigung

Bei hauptamtlich tätigen Pädagogen ist die Kündigung 
des Arbeitsvertrages beiderseitig nur zum Ende eines Schul­
jahres bzw. Lehrjahres (31. August) unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von 3 Monaten zulässig. Die Kündigung 
durch den Betrieb bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Kreisvorstandes der Gewerkschaft Unterricht und Erziehung 
bzw. der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung. Bei 
Pädagogen betrieblicher Einrichtungen der Berufsbildung ist 
außerdem die vorherige Zustimmung des Leiters der Abtei­
lung Berufsbildung und Berufsberatung des Rates des Krei­
ses (der Stadt) bzw. des Bezirkes erforderlich. Diese Zustim-


